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Abkürzungsverzeichnis

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
SEM Staatssekretariat für Migration
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

CdF-CN Commission des finances du Conseil national
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Auch das Parlament vertröstete sich grösstenteils auf das Stabilisierungsprogramm 98
und das Haushaltsziel 2001. Als Erstrat lehnte der Ständerat zwei Rückweisungsanträge
Uhlmann (svp, TG) und Weber (ldu, ZH) ab, die ein Defizit von maximal CHF 6 Mrd. bzw.
CHF 7 Mrd. zulassen wollten. Dem befristeten Lohnopfer des Bundespersonals von
höchstens 3% stimmte er zu, wobei er dieses gemäss dem Kommissionsantrag abstufte.
Einen Antrag Seiler (svp, SH), der untere Lohnkategorien von der Lohnkürzung
ausnehmen wollte, lehnte er ab, ebenso wie einen Antrag Frick (cvp, SZ), der die
Parlamentarierentschädigungen kürzen wollte. Der Ständerat folgte durchwegs seiner
Finanzkommission und sanktionierte schliesslich ein Defizit von CHF 7.78 Mrd. Auch im
Nationalrat waren drei Rückweisungsanträge chancenlos. Die SVP verlangte Kürzungen
von CHF 2.4 Mrd., der LdU ein Defizit von höchstens CHF 7 Mrd. und die Demokratische
Fraktion ein solches von höchstens CHF 4 Mrd. Wie im Ständerat war auch in der
grossen Kammer das Lohnopfer der Bundesbeamten Zankapfel. Während ein Antrag
Hafner (sp, SH) tiefere Lohnklassen vor Abstrichen bewahren wollte, forderte Blocher
(svp, ZH) eine generelle Besoldungsrevision und einen Abbau von 100 Stellen. In einer
«unheiligen Allianz» brachten Linke und SVP lineare Lohnkürzungen zu Fall. Ansonsten
folgte auch der Nationalrat seiner Finanzkommission und lehnte unter anderem einen
Antrag Blocher, den Etat für die Flüchtlingshilfe um CHF 47 Mio. zu kürzen, ab. Die SP
hatte keinen Erfolg mit Angriffen auf die Mittel des EMD, und die Lastwagenlobby
scheiterte erneut mit dem Versuch, die Entwicklung eines Fahrleistungsmessgerätes zur
Erhebung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe zu stoppen. Den Bauern
versagte der Nationalrat den Wunsch, die von der Kommission um CHF 10 Mio.
gekürzten Finanzen für Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Hochbauten
wieder aufzustocken. In der Differenzbereinigung schloss sich der Ständerat bei den
meisten Positionen dem sparfreudigeren Nationalrat an. Abstriche von CHF 40 Mio. bei
der Rüstung lehnte er aber ab und ging auch auf einen Vermittlungsantrag für eine
Reduktion von CHF 16 Mio. nicht ein. Auch bezüglich des Lohnopfers hielt der Ständerat
an seiner Position fest. Der Nationalrat lehnte zwar lineare Lohnkürzungen erneut ab,
verweigerte mit Hilfe der SVP aber auch eine Aufstockung des Budgets. Der Bundesrat
stellte deshalb Einsparungen andernorts beim Personal in Aussicht.
Zum Lohnopfer der Bundesbeamten siehe auch oben, Teil I, 1c (Verwaltung). 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1997
EVA MÜLLER

Diskussionslos überwies der Nationalrat zwei Postulate (Zuppiger, Po. 04.3542; SP-
Fraktion, Po. 04.3584), welche vom Bundesrat einerseits eine Übersicht über die
Verschuldung der öffentlichen Hand (Bund, Kantone und Gemeinden) und der
Sozialversicherungen sowie eine Schätzung der absehbaren Entwicklung, andererseits
eine volkswirtschaftliche Vermögensbilanz und einen Bericht über die Entstehung und
Entwicklung der Staatsschulden seit 1990 verlangten. 2

POSTULAT
DATUM: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2016 beriet der Nationalrat den Voranschlag 2017 als Erstrat.
Dabei setzte er den Rotstift vor allem im Eigenbereich an. So beschloss er unter
anderem Kürzungen beim Bundespersonal, bei externen Beratern und Dienstleistungen
sowie bei der Informatik, sprach aber mehr Geld für die Landwirtschaft und die Bildung
als es der Bundesrat vorgesehen hatte. Die Hauptdiskussion im Nationalrat drehte sich
aber um die vom Bundesrat vorgesehene ausserordentliche Budgetierung von
Asylausgaben in der Höhe von CHF 400 Mio. und die grundlegende Frage, ob ein
solches Vorgehen eine Aufweichung der Schuldenbremse darstelle. Während die
Mehrheit der FK-NR die Kriterien der Ausserordentlichkeit bei der Schuldenbremse,
insbesondere die Einmaligkeit und Unvorhersehbarkeit, als nicht gegeben erachtete,
wies Philipp Hadorn (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit darauf hin, dass bei
der Erarbeitung dieser Ausnahmeklausel das Asylwesen explizit als Anwendungsfall
erwähnt worden war. Die Finanzkommission des Nationalrats beantragte diesbezüglich,
die Asylausgaben aufgrund der neusten Schätzungen des SEM mithilfe von dessen
ursprünglicher Schätzmethode zu kalkulieren und nicht – wie es der Bundesrat getan
hatte – aufgrund der vom SEM neu entwickelten Schätzmethode vom Mai 2016. Dadurch
konnte die Schätzung der Anzahl Asylgesuche von 45‘000, mit denen der Bundesrat im
Sommer 2016 gerechnet hatte, auf etwa 30‘000 Asylgesuche reduziert werden. In
Übereinstimmung mit diesen neuen Zahlen reduzierte die Finanzkommission die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Betriebsausgaben bei den Empfangs- und Verfahrenszentren und die Ausgaben bei der
Sozialhilfe für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge um etwa CHF
340 Mio. Zusammen mit einer Kreditsperre im Umfang von 60 Mio., die auf alle
Departemente verteilt werden sollte, würde dies einen Verzicht auf ausserordentliche
Asylausgaben erlauben. Dieser Konzeptentscheid war in der Kommission mit 13 zu 12
Stimmen knapp angenommen worden, noch knapper fiel die Entscheidung im
Nationalrat aus: Dieser stimmte dem Kommissionsvorschlag nur dank dem
Stichentscheid von Ratspräsident Stahl (svp, ZH) mit 97 zu 96 Stimmen zu. Bundesrat
Maurer kritisierte das Vorgehen, bei Bedarf plötzlich die Diskussionsgrundlage zu
ändern und nicht wie üblich und bei allen anderen Budgetpositionen die Zahlen von
Juni 2016 zu verwenden. Diese Praxis, „wenn es unangenehm wird, noch gewisse
Änderungen [vorzunehmen]“, gefährde die Schuldenbremse stärker als die
Ausserordentlichkeit gewisser Ausgaben. 

Bei der Gesamtabstimmung sprachen sich die Fraktionen der SP und der Grünen
mehrheitlich gegen den Voranschlag aus, weil ihnen die Sparanstrengungen deutlich zu
weit gingen. Gleichzeitig beschloss aber auch die SVP-Fraktion, den Voranschlag
abzulehnen und begründete dieses Vorgehen damit, dass in Zeiten ohne Rezession ein
ausgeglichenes Budget angestrebt werden sollte. Damit lehnte der Nationalrat den
Voranschlag 2017 mit 77 zu 113 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. Der Ständerat wird somit
bei seiner Beratung am 5. Dezember 2016 nur den Bericht des Bundesrates, nicht aber
die Beschlüsse des Nationalrates diskutieren. Anschliessend wird sich der Nationalrat
noch einmal mit dem Voranschlag beschäftigen müssen, wobei er theoretisch mit der
Diskussion nochmals von vorne beginnen müsste. Zum ersten Mal stellte sich beim Bund
damit auch die Frage, was wäre, wenn die Räte bis zum 1. Januar 2017 kein Budget
verabschieden könnten. Denn obwohl die meisten Kantone solche Regelungen kennen,
sieht der Bund für diesen Fall keinen rechtlich vorgeschriebenen Ablauf vor. Gemäss
Philipp Rohr, dem Sprecher der Finanzverwaltung, dürfte der Bund dann theoretisch
keine Zahlungen mehr tätigen. Um dies zu verhindern, müsste das Parlament eine Art
Notbudget beschliessen, bevor in der Frühlingssession ein neuer ordentlicher
Voranschlag erarbeitet werden könnte. Olivier Feller (fdp, VD) reichte in der Folge eine
Motion ein, welche diese rechtliche Lücke schliessen soll. 3

Am 7. Dezember begann der Nationalrat bei der Debatte des Voranschlags 2017 noch
einmal von vorne. Bereits der Antrag der FK-NR hatte jedoch deutlich gemacht, dass
sich die inhaltlichen Positionen seit der letzten Beratung nicht verändert hatten.
Entsprechend sah der Voranschlag 2017 am Ende der Behandlung wieder genau gleich
aus wie noch eine Woche zuvor, lediglich das Resultat der Gesamtabstimmung hatte
sich verändert: Die SP-Fraktion lehnte das Budget zwar noch immer geschlossen ab, die
SVP-Fraktion enthielt sich jedoch grösstenteils der Stimme, so dass der Voranschlag mit
82 zu 52 Stimmen bei 65 Enthaltungen angenommen wurde. Dabei schuf der
Nationalrat zahlreiche Differenzen zum Ständerat. 

Im Differenzbereinigungsverfahren schloss sich der Ständerat bezüglich der
Finanzierung der Asylkosten dem Nationalrat an. Folglich entschied man sich, im
Voranschlag 2017 die tiefere Schätzung der Anzahl Asylanträge zu verwenden, wodurch
bei den Betriebsausgaben der Empfangs- und Verfahrenszentren sowie bei den
Sozialhilfekosten für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge insgesamt
CHF 344 Mio. gespart werden konnten. Zudem wurde eine Kreditsperre von CHF 60
Mio., verteilt auf alle Departemente, beschlossen, was einen Verzicht auf eine
Ausserordentlichkeit der Asylausgaben erlaubte. Auch bezüglich des sogenannten
Schoggi-Gesetzes, das durch Ausfuhrbeiträge einen Preisausgleich zwischen
Rohstoffen aus der Schweiz und dem Ausland vorsieht, schloss sich der Ständerat dem
Vorschlag des Nationalrats an und erhöhte die Exportsubventionen in der
Landwirtschaft um CHF 26,7 Mio. 

Nachdem die sechs noch bestehenden Differenzen im Rahmen des
Differenzbereinigungsverfahrens nicht geklärt werden konnten, wurde eine
Einigungskonferenz einberufen. Diese folgte in den vier kleinen Differenzen dem
Nationalrat und suchte in den zwei grossen Differenzen Kompromissvorschläge
zwischen den beiden Kammern. Im Nationalrat votierten jedoch unter anderem die
SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen gegen den Kompromissvorschlag der
Einigungskonferenz, so dass dieser mit 105 zu 84 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt
wurde. Folglich werden jeweils die tieferen Beträge aus den Beratungen definitiv
übernommen. Beim Bundespersonal (CH 50 Mio.), bei externen Beratungen (CHF 60,3
Mio.) und der Informatik (CHF 17,5 Mio.) werden somit Querschnittskürzungen von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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insgesamt CHF 128 Mio. vorgenommen, wie es der Nationalrat gewünscht hatte.
Entgegen dessen Präferenzen wird hingegen die Qualitäts- und Absatzförderung der
Landwirtschaft nicht um CHF 2.5 Mio. erhöht. Damit weist der definitive Voranschlag
2017 ein Finanzierungsdefizit von CHF 250 Mio. auf, hält jedoch die Vorgaben der
Schuldenbremse mit einem strukturellen Überschuss von CHF 92 Mio. ein. 4

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Au Conseil des Etats, les sénateurs se sont ralliés à la version du National alors qu’une
minorité (PDC et PS) souhaitait que le Conseil fédéral limite expressément le nombre
d’hydroaérodromes en Suisse. Cette proposition fut repoussée par 15 voix contre 14. Le
contre-projet indirect de la grande Chambre a été approuvé à l’unanimité. Il fut
accepté dans les votes finaux au National par 129 voix contre 36 et 24 abstentions, et
par 42 voix contre 1 à la Chambre des cantons. La loi sur l’aviation modifiée fut
approuvée par 171 voix contre 17 et 2 abstentions au Conseil national, et par 37 voix
contre 1 au Conseil des Etats. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1999
LAURE DUPRAZ

Dans la nouvelle version de l'ordonnance sur la protection des eaux (OEaux), approuvée
par le Conseil fédéral, figure une dérogation à l'autorisation de déversement d'eaux
issues de circuits de refroidissement ouverts. Cet assouplissement vise à réduire le
problème découlant de l'obligation de suspendre le déversement d'eaux de
refroidissement lorsque la température du cours d'eau excède les 25 degrés. Au-delà
de cette température, les autorités pourront donc tolérer des rejets thermiques ayant
un effet minime sur la température de l’eau. Des dérogations spécifiques sont
accordées aux centrales nucléaires existantes. Toutefois, les nouvelles installations
construites devront limiter la production de chaleur et utiliser l'évacuation dans le
cours d'eau seulement pour les rejets thermiques non récupérables.
Le projet de modification a été accueilli favorablement par la plupart des cantons et
par les milieux économiques interrogés. Ce ne fut pas le cas pour le PS, les
organisations environnementales, quelques associations professionnelles et instituts de
recherche, et pour huit cantons (AG, BL, FR, GE, LU, TI, TG, VD). Une des principales
raisons qui motive leur position est la survie des organismes aquatiques. Pour l'assurer,
il faudrait empêcher ou limiter toute hausse de température des cours d'eau par des
rejets thermiques. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.2018
DIANE PORCELLANA
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